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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 

Inmitten einer Zeit, in der fast ausschließlich von Verunsicherung, Ängsten und Ver-
lusten die Rede ist, die durch Krise, Krieg und Corona hervorgerufen worden sind, 
hat eine Aussage meine Aufmerksamkeit erregt, die der Präsident des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung, Marcel Fratzscher, Anfang Oktober getätigt 
hat. Wörtlich führte er aus: „Der Staat ist gerade der große Gewinner der Infl ation.“ 
Ich will diese Aussage nicht zu der vereinfachten Formel nutzen, dass, wenn wir 
ab Januar Tarifverhandlungen mit diesem Gewinner führen, dieser sich doch wohl 
kaum quer stellen dürfte, um unsere Forderungen zu erfüllen. 
So leicht wird es leider nicht werden. Aber klar ist gleichwohl, dass wir uns für unsere 
Forderung von 10,5 Prozent nicht schämen müssen. Denn für die Beschäftigten des 
öff entlichen Dienstes, wie für die Beschäftigten in der Privatwirtschaft auch, stellt 
die Infl ation eine Herausforderung dar, die in der Geschichte unserer Bundesrepu-
blik beispiellos ist.
Worum es mir geht, ist, dass wir uns nicht von Parolen beeindrucken lassen, die mit 
altbekannter „Den-Gürtel-enger-schnallen-Rhetorik“ fordern, dass die Beschäftig-
ten Verzicht üben sollen, dass kein Geld vorhanden sei und dass man doch gerade 
im öff entlichen Dienst einen sicheren Arbeitsplatz habe. 
Um es drastisch zu sagen: Wer trotz eines sicheren Arbeitsplatzes demnächst 
Schwierigkeiten bekommt, die Gasrechnung und die alltäglichen Lebenshaltungs-
kosten zu begleichen, dem nutzt auch die Sicherheit des Arbeitsplatzes nicht mehr 
viel. So sind die 10,5 Prozent ja auch nicht der vielzitierte „Schluck aus der Pulle“, 
sondern Notwendigkeit, um der Infl ation begegnen zu können. Weder im Bereich 
des öff entlichen Dienstes, noch in der Privatwirtschaft werden die Beschäftigten 
„Gewinner der Infl ation“ sein. Wir müssen alles daran setzen, dass sie nicht zu Ver-
lierern werden oder dass der öff entliche Dienst weiter an Strahlkraft für junge Men-
schen verliert. 
Eben habe ich von „altbekannter Rhetorik“ gesprochen. Am Ende will ich – weil es 
nicht anders geht – selbst auf eine altbewährte Einsicht hinweisen: Es gibt viele gute 
Gründe, die unsere Forderung unterstützen. Das allein wird jedoch nicht reichen, 
wenn wir uns durchsetzen wollen. Gerade in dieser fordernden Zeit, muss jede(r) 
schauen, wo er oder sie mithelfen kann.

Mit freundlichen Grüßen

Volker GeyerVolker Geyer

Editorial
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Was macht 
eine gute Forderung für 

anstehende Tarifverhandlungen aus? 
Mobilisierungsfähig muss sie sein, gleich-
zeitig sollte sie aber auch als realistisch 
angesehen werden können. Besonders 
für den Bereich des öffentlichen Diens-
tes gilt, dass sie auch den Bürgerinnen 
und Bürgern vermittelbar sein muss. Ihre 
Durchsetzbarkeit darf nicht außer Acht 
bleiben. Alle betroffenen Beschäftigten 
sollten sich hinter ihr versammeln kön-
nen, zugleich jedoch wird gerade in wirt-
schaftlich schwierigen Zeiten von einer 
Forderung oft verlangt, dass sie die unte-
ren Entgeltgruppen in besonderer Weise 
berücksichtigt. Und wer sich im Feuille-
ton darüber informiert, was eine gute For-
derung ausmacht, erfährt schnell, dass sie 
für die Wirtschaft verkraftbar sein muss.

Eierlegende Wollmilchsau

Was also gebraucht wird, ist die eierle-
gende Wollmilchsau. Was bis heute aller-
dings noch nicht gefunden wurde, ist 
eben diese eierlegende Wollmilchsau. 
Aber oftmals gelingt es, sich den oben 
gemachten Vorgaben sehr gut anzunä-
hern. Aus meiner Sicht ist uns dies mit 
der aktuellen Forderung für die Einkom-
mensrunde 2023 mit Bund und Kommu-
nen gelungen, beziehungsweise es kann 
uns gelingen. Die betroffenen Fachge-
werkschaften haben jetzt bis zum Ver-
handlungsauftakt reichlich Zeit, um in 
den Rathäusern, Betrieben, Kitas, Minis-
terien und allen anderen Bereichen mit 
Hilfe dieser Forderung zu mobilisieren. 
In ihrer Höhe und Eindeutigkeit und auch 
mit der sozialen Komponente eines Min-
destbetrags ist die beschlossene Forde-

rung unbedingt mobilisie-
rungsfähig. Und genau das 
ist die Aufgabe der Stunde. 
Die Forderung ist mobilisie-
rungsfähig. Ob sie später 
auch durchsetzungsfähig 
sein wird, hängt unmittelbar 
von unserer gemeinsamen 
Mobilisierungsfähigkeit ab. 
Das geht nur vor Ort im 
Dialog mit den betroffe-
nen Beschäftigten. 

Es gibt kein gewerkschaftliches 
Perpetuum Mobile

Was nicht funktionieren wird, ist zu glau-
ben, die Forderung und auch die Sorgen 
und Ängste der Kolleginnen und Kolle-
gen würden für sich genommen schon 
reichen, um die Menschen zu mobilisie-
ren. Ein solches gewerkschaftliches Per-
petuum Mobile gibt es nicht.
Gelegentlich neigen unsere Mitglieder 
dazu, zu glauben, dass unsere Forderung 
ein Selbstläufer ist, weil wir die Sachargu-
mente auf unserer Seite haben. Natürlich 
ist der öffentliche Dienst wichtig, in der 
aktuellen Krise zeigt sich das sogar ganz 
besonders, und natürlich ist die Infla-
tion schwindelerregend hoch. Aber einen 
guten Abschluss ergibt allein der Hinweis 
auf diese Umstände noch lange nicht.
Ein guter Abschluss braucht – mehr denn 
je – die Bereitschaft von Verhandlungs-
führung, Mandatsträgerinnen und -trä-
gern, Multiplikatorinnen und Multiplika-
toren und Mitgliedern, geschlossen und 
machtvoll aufzutreten. Unsere Sachargu-
mente werden nur zur Kenntnis genom-
men, wenn wir sie mit einem geschlos-
senen Auftreten unterstützen. Dass 
Streikmaßnahmen dazu gehören wer-
den, ist zu erwarten. Darüber wird jetzt 
zu reden sein und nicht erst dann, wenn 
– leider erwartungsgemäß – zum Ver-
handlungsauftakt am 24. Januar 2023 in 
Potsdam deutlich wird, dass die Arbeit-
geberseite unsere Forderung nicht akzep-
tiert. Die VKA hatte bereits im Vorfeld 
unserer Forderungsfindung vor „zu hohen 
Forderungen“ gewarnt. Nach der Forde-
rungsfindung zeigte sich VKA-Chefin 
Karin Welge und sagte: „Die Forderungen 

der Gewerkschaften überraschen in die-
ser Höhe…“ Wir wiederum sollten nicht 
überrascht sein, dass eine VKA-Chefin 
sich wundert, wenn Gewerkschaften die 
aktuelle Inflationsrate als einen wichti-
gen Parameter ihrer Forderungsfindung 
berücksichtigen. Hier wird deutlich, dass 
die VKA wenig Verständnis für die Sorgen 
der Beschäftigten hat und voll auf Kon-
flikt setzt.

Erklären und Zuhören

Mobilisieren bedeutet aus meiner Sicht 
zweierlei: Wir müssen die Forderung und 
die aktuellen Umstände erklären, wir 
müssen aber auch zuhören und dabei 
Ängste und Skepsis ernstnehmen. So ist 
es auch weiterhin möglich, dass die Ein-
kommensrunde von der Corona-Pande-
mie beeinflusst wird. Auch auf solche 
Entwicklungen müssen wir Antworten 
finden. Der dbb hat mittlerweile große 
Erfahrung, um coronagerechte Aktionen 
durchzuführen. Und natürlich unterstüt-
zen wir gute Ideen, die aus den Reihen der 
Mitglieder und Mitgliedsgewerkschaf-
ten kommen. Mobilisierung ist also mög-
lich, Zeit ist genug, und gute Argumente 
haben wir auch. Jetzt geht es ums Wollen 
und ums Tun!
Jetzt muss die Einkommensrunde von 
unseren Fachgewerkschaften in den 
Betrieben und Verwaltungen auf die 
Tagesordnung gesetzt werden. Überall 
muss die Forderung und vor allem ihre 
Durchsetzbarkeit diskutiert werden. Es 
muss klar sein, dass wir ein gutes Ergeb-
nis nicht im Vorbeigehen erzielen können. 
Unser Verhandlungsführer sprach auf der 
Pressekonferenz zur Forderungsfindung 
davon, dass die Einkommensrunde „ham-
merhart“ werden wird. Und er meinte das 
genauso: Es wird hammerhart, wenn wir 
etwas erreichen wollen!

Gute Zeiten, schlechte Zeiten

Was wir nur sehr begrenzt beeinflussen 
können, ist die eingangs von mir erwähnte 
Meinungsbildung in Teilen des Feuilletons 
oder der Wirtschaftsseiten der Zeitungen. 
Dort ist gerne davon die Rede, dass wir 
in schlechten Zeiten den Gürtel enger zu 
schnallen hätten und dass der öffentliche 
Dienst in guten Zeiten Schulden abbauen 
müsse. Es gibt demnach scheinbar keine 
passende Zeit für unsere Forderungen. 
Ähnlich argumentieren auch die Arbeitge-
ber oftmals. Und genau wegen dieser Hal-
tung müssen wir jetzt anfangen zu mobi-
lisieren. 

Einkommensrunde 2023 mit Bund und Kommunen

Mobilisieren und  
geschlossen auftreten
Von Volker Geyer
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Bewegung in Hessen 

Deutliche Aufwertung 
des Straßenbetriebsdienstes 
Schon seit mehreren Jahren drängt der 
dbb sowohl gegenüber der Tarifgemein-
schaft deutscher Länder (TdL), als auch 
dem Land Hessen auf Neuverhandlun-
gen der Entgeltordnung für den Bereich 
des Straßenbetriebsdienstes. Mit dem 
Land Hessen konnte der dbb in den Tarif-
einigungen 2019 und 2021 eine Verhand-
lungszusage für diesen Teilbereich der Ent-
geltordnung vereinbaren. 
Diese Verhandlungszusage ist nun einge-
löst worden. Nach drei Verhandlungsrun-
den konnte der dbb Neuregelungen ver-
einbaren, die in wichtigen Bereichen des 
Straßenbetriebsdienstes deutliche Verbes-
serungen für die Bestandsbeschäftigten 
mit sich bringen und für neueingestellte 
Kolleginnen und Kollegen deutlich attrak-
tivere Entwicklungsmöglichkeiten bieten. 

Verbesserte Eingruppierungen bei 
Hessenmobil 

Seiteneinsteiger als Beschäftigte im Stra-
ßenbetriebsdienst sind zukünftig nur wäh-
rend ihrer Einarbeitungszeit von sechs 
Monaten in der Entgeltgruppe (EG) 3 ein-
gruppiert und steigen dann schon ab dem 
siebten Monat in die EG 4 auf.
Erreicht worden ist insbesondere, dass die 
EG 6 nun dem Großteil der Straßenwär-
ter off ensteht. Zwar bleibt es zunächst bei 
der Grundeingruppierung in die EG 5, aller-
dings ist in der EG 6 eine neue Fallgruppe 
Ziff er 5 geschaff en worden, die deutlich 
leichter zu erreichen ist. Hier werden all 
die Straßenwärterinnen und Straßenwär-
ter eingruppiert sein, denen durch Anord-
nung zusätzliche Tätigkeiten übertragen 

worden sind, die besondere, im Bereich 
des Straßenbetriebsdienstes erworbene 
Erfahrungen oder zusätzliche Schulun-
gen voraussetzen. Diese Voraussetzung ist 
dann erfüllt, wenn der / die Straßenwär-
ter / -in Kenntnisse und Fähigkeiten hat, 
die nicht in der Ausbildung zur Straßen-
wärterin / zum Straßenwärter vermittelt 
werden. Konkret reicht dabei zum Beispiel 
der erfolgreiche Abschluss einer Schu-
lung / Fortbildung, wie zum Beispiel das 
Modul Motorsäge, der Kranführerschein, 
die Arbeiten an Hubarbeitsbühnen, Baum-
beobachtungen und Ähnliches. Damit wird 
einem Großteil der bereits tätigen Stra-
ßenwärterinnen und Straßenwärter die 
Möglichkeit einer Höhergruppierung in die 
EG 6 eröff net. Neu eingestellten Straßen-
wärterinnen und Straßenwärtern wird 
damit eine klare Aufstiegsperspektive und 
ein Anreiz zur Fortbildung geschaff en.
Verwalterinnen / Verwalter eines Geräte-
hofs werden zukünftig in die EG 7 ein-
gruppiert.
Eine deutliche Aufwertung erfahren auch 
Kolonnenführerinnen und Kolonnenfüh-
rer, Streckenwartinnen und Streckenwarte 
sowie Bauaufseherinnen und Bauaufseher. 
Für alle drei Berufsgruppen wird nun erst-
mals die EG 9a in der Entgeltordnung ver-
ankert. Zwar erfolgt die Grundeingruppie-
rung in diesen Berufsbildern nach wie vor 
in die EG 8, allerdings sind die Höhergrup-
pierungsvoraussetzungen derart gestal-
tet, dass ein Großteil aller Kolleginnen und 
Kollegen ohne großen Zusatzaufwand 
tatsächlich höhergruppiert werden kann. 
Für eine entsprechende Höhergruppie-
rung für Kolonnenführerinnen und -führer 

beziehungsweise Streckenwartinnen und 
-warte ist lediglich Voraussetzung, dass 
ihnen durch ausdrückliche Anordnung 
Tätigkeiten übertragen worden sind, die 
zusätzliche Fachkenntnisse erfordern, um 
die im Straßenbetriebsdienst eingesetzten 
Systeme der Informations- und Kommuni-
kationstechnik zu bedienen. Dies bedeu-
tet, dass die Kolleginnen und Kollegen 
die Fachkenntnis haben beziehungsweise 
erwerben müssen, die entsprechenden IT-
basierten Erfassungssysteme zu nutzen. 
Für Bauaufseherinnen und Bauaufseher 
ist Voraussetzung, dass ihnen durch aus-
drückliche Anordnung Tätigkeiten über-
tragen worden sind, die alle Phasen der 
Abwicklung eines Bauvertrages umfassen. 
Auch dies dürfte nahezu alle Kolleginnen 
und Kollegen betreff en.
Für alle Höhergruppierungen gilt, dass 
diese nur auf Antrag der jeweiligen 
Beschäftigten erfolgen. Der Antrag ist 
jeweils bis zum 31. Juli 2024 zu stellen.

Frühere Zulage für höherwertige 
Tätigkeit 

Erreicht worden ist ferner, dass Urlaubs- 
und Krankheitsvertretungen für höher-
wertige Tätigkeiten nun deutlich attrakti-
ver werden. Die persönliche Zulage infolge 
der vorübergehenden Übertragung einer 
höherwertigen Tätigkeit gemäß § 14 TV-H 
wird nun bereits ab dem dritten Arbeits-
tag rückwirkend gewährt, wenn die 
betroff enen Beschäftigten ab dem ers-
ten Arbeitstag in Anspruch genommen 
worden sind. Diese Neuregelung gilt aller-
dings nur für Kolonnenführerinnen und 
-führer sowie Streckenwartinnen und 
-warte.
In der Gesamtschau ist es dem dbb damit 
gelungen, eine deutliche Aufwertung im 
Bereich des Straßenbetriebsdienstes bei 
Hessenmobil durchzusetzen. 

Die Tarifvertragsparteien mit dbb Verhandlungsführer Hermann-Josef Siebigteroth, 3.v.r.
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Baden-Württemberg

GDL-Streik bei der SWEG

Die GDL hat bereits zu mehreren Streiks 
bei der Südwestdeutsche Landesverkehrs-
GmbH (SWEG) aufgerufen. Worum geht 
es und warum ist keine Einigung in Sicht?
Die GDL hat fast 60 Tarifpartner im 
Bereich der Eisenbahnen in Deutschland. 
Kern aller GDL-Tarifverträge sind Quali-
tätsstandards, die in allen Unternehmen 
gleich sind. Sie betreffen das Einkommen 
im Verhältnis zur Arbeitszeit, Urlaubsan-
sprüche, betriebliche Altersvorsorge, sozi-
ale Schutzbestimmungen und Ansprüche 
auf verlässliche Dienstplanung. Gerade 
letztere ist im Eisenbahnfahrdienst von 
besonderer Wichtigkeit, sind die Arbeit-
nehmer doch fast täglich mit Dienst-
planänderungen konfrontiert.
Bisheriger und alleiniger Tarifpartner der 
SWEG ist ver.di, deren Tarifvertrag aber 
weder ein angemessenes Einkommen 
noch eine verlässliche Dienstplanung 
regelt. Die GDL-Mitglieder kämpfen also 
um die Regelungen, die ihre Kolleginnen 
und Kollegen in anderen Unternehmen 
ebenfalls in Anspruch nehmen.
Der von vornherein erratisch verhan-
delnde Arbeitgeber brach die Verhandlun-
gen in der zweiten Runde ab, nachdem 
die GDL auf die Regelungen zur Dienstpla-

nung bestand. Es ging also noch nicht ein-
mal um das Einkommen.
Was dann aber kam, kennt die GDL allen-
falls von der Deutschen Bahn, die ihre 
Hausgewerkschaft EVG gegen die GDL ver-
teidigt, wo es nur geht. Ebenso verhält sich 
die SWEG gegenüber ver.di. Der Arbeit-
geber war und ist bemüht, einen Schutz-
schirm um ver.di zu legen, und kann dabei 
auch auf den Aufsichtsrat zählen. Der 
Aufsichtsrat und dessen ver.di-besetzte 
Arbeitnehmerbank machen offen Front 
gegen die GDL und ihre Mitglieder. So hat 

der Aufsichtsrat beschlossen, sich nicht 
mehr auf die Leistungen eines Tochter-
unternehmens, der SWEG Bahn Stuttgart 
(SBS) zu bewerben. Grund: die Streiks der 
GDL. Damit werden die Arbeitnehmen-
den einer ungewissen Zukunft ausgesetzt.

Die GDL-Mitglieder geben alles – 
außer auf 

Das ist das Motto des Tarifkonflikts und 
die GDL-Mitglieder werden den Arbeits-
kampf fortsetzen. Gegner ist der Arbeit-
geber, nicht ver.di. Die Truppe ist nur ein 
Ärgernis am Rande.
Der Arbeitgeber muss nur einen kleinen 
Schritt gehen. Nämlich bereit sein, mit 
der GDL für die SBS und die SWEG zu ver-
handeln. 

Von Thomas Gelling, Mitglied der Geschäftsführung der dbb Bundestarifkommission

auseinanderliegen. Klar ist jedoch allen 
Beteiligten, dass keine Zeit mehr zu verlie-
ren ist. Denn auch dieses Waldbrandjahr 
hat – besonders im Land Brandenburg – 
gezeigt, wie sehr der Klimawandel voran-
schreitet. Umso mehr braucht es schnell 
einen funktionierenden und gut organi-
sierten Landesbetrieb Forst.

Fortsetzung der Tarifverhandlungen

Um die Tarifverhandlungen zügiger voran-
zutreiben, haben die dbb Verhandlungs-
kommission und die Arbeitgeberseite ver-
einbart, sich in internen Gremiensitzungen 
noch einmal intensiv zu den verschiede-
nen Themen und Problematiken zu bera-
ten. Als neuer Verhandlungstermin wurde 
der 21. November 2022 festgelegt. 

Landesbetrieb Forst Brandenburg

Weitere Gespräche notwendig
Die Verhandlungen bleiben mühsam. Wie 
bereits im Juli 2022 angekündigt, haben 
sich die Tarifvertragsparteien Landesbe-
trieb Forst Brandenburg (LFB) und dbb 
am 17. Oktober 2022 zu einer zweiten Ver-
handlungsrunde getroffen, um die sozial-
verträgliche Begleitung der Restrukturie-
rung des LFB voranzutreiben. An einigen 
Ecken und Enden hakt es hierbei jedoch 
noch.

Die Zeit drängt

Die Verhandlungskommission des dbb mit 
Vertretenden des BDF hatte sich im letz-

ten Termin mit dem Land Brandenburg 
darauf verständigt, dass verhandlungs-
relevante Daten und Fakten zur Struk-
tur des LFB zur Verfügung gestellt wer-
den, um hieraus klare tarifvertragliche 
Regelungen entwickeln zu können. Eini-
ges lag zur zweiten Verhandlungsrunde 
bereits vor, anderes jedoch noch nicht. 
Der dbb hat seine Forderungen trotzdem 
weiter konkretisiert und im Detail mit der 
Arbeitgeberseite diskutiert. Einigen Vor-
schlägen konnte sich die Arbeitgeberseite 
auch annähern. Bei anderen hingegen hat 
sich gezeigt, dass die Vorstellungen der 
Tarifvertragsparteien noch um Einiges  
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RegioEntsorgung Eschweiler

Durchbruch nach drei Verhandlungsrunden 
Innerhalb von drei Verhandlungsrunden 
einigten sich dbb und Arbeitgeber auf 
einen Tarifkompromiss für die Mitglieder 
der komba gewerkschaft beim kommu-
nalen Abfallentsorgungsunternehmen 
RegioEntsorgung Eschweiler. Die Einigung 
sieht Entgeltgewinne, eine Verbesserung 
bei der Altersversorgung und eine Anhe-
bung der Überstundenbewertung vor. 
Wichtig ist dabei, dass es eine neue Ent-
geltperspektive für die Bestandsbeschäf-
tigten geben wird. Sie profitieren von zwei 
weiteren Erfahrungsstufen am Ende der 
Entgelttabelle. Auch bei der Eingruppie-
rung gibt es Aufwertungen, so zum Bei-

spiel im Werkstattbereich. Insgesamt wird 
durch den Abschluss das TVöD-Niveau 
endlich erreicht. Jahrelang waren die 
Arbeits- und Entgeltbedingungen geprägt 
von den schlechteren Tarifverträgen aus 
dem privaten Entsorgungssektor. Mit dem 
neuen Tarifwerk und den spürbaren Ver-
besserungen haben sich der dbb und die 
komba erfolgreich als Sozialpartner bei der 
RegioEntsorgung etabliert.

Gute Regelungen erhalten

Gleichzeitig gelang es, positive Bestands-
regelungen bei der Arbeitszeit, der Jah-

ressonderzahlung, der Anbindung an den 
TVöD sowie bei den Zeitzuschlägen zu 
sichern und in das neue Tarifwerk zu über-
führen. Das macht auch den Übergang aus 
der alten in die neue Tarif-Welt konflikt-
frei. In Kraft treten soll der neue Tarifver-
trag zum 1. Januar 2023. 

Wie geht es weiter?

Jetzt muss die Einigung noch in Tariftexte 
überführt werden, die das Gewollte tech-
nisch-juristisch und vor allem rechtssicher 
für die Zukunft abbilden. Danach wird der 
fertige Tarifvertrag den Gremien der Tarif-
vertragsparteien zur Zustimmung vorge-
legt, damit Anfang des nächsten Jahres 
alles ohne Verzögerung starten und ein-
geführt werden kann. 

Belastungen und dem Stress im Nahver-
kehr auszusetzen, sinkt. „Wenn die Ver-
kehrswende gelingen soll, klappt das 
nur, wenn hier gegengesteuert wird und 
die Attraktivität des Berufsbildes erhöht 
wird“, erklärte Thomas Gelling, stellver-
tretender Vorsitzender der dbb Bundes-
tarifkommission im Vorfeld. Doch gute 
Argumente alleine reichen nicht, wenn es 
ums Geld geht. Forderungen können nur 
durchgesetzt werden, wenn sich genug 
Arbeitnehmende hinter ihnen versam-
meln. Darum haben sich alle Teilnehmen-
den in Beilngries verständigt, den Druck 
aus den Fahrerkabinen und Werkstätten 
ab 2023 auf die Straße zu tragen. 

NahVG

Weichen für 2023 gestellt 
Im Rahmen einer Klausurtagung im bay-
erischen Beilngries diskutierten die Mit-
glieder der NahVG über die Pläne und 
Ausgangsbedingungen für die kommen-
den Tarifrunden. In manchen Bundeslän-
dern hängen die Tariferhöhungen im Nah-
verkehr automatisch an den Erhöhungen 
des TVöD, in anderen Bundesländern wie 
Bayern stehen 2023 eigene Verhandlungs-
runden an. „Auf uns kommen die schwie-
rigsten Einkommensrunden seit Langem 
zu,“ führte Volker Geyer, Tarifchef des 

dbb, aus, „auf der einen Seite stehen die 
berechtigten Forderungen der Beschäf-
tigten, die unter den immensen Belas-
tungen aus Inflation und Energiekosten 
leiden. Auf der anderen Seite stehen die 
leeren Kassen der Nahverkehrsunterneh-
men“. Gleichzeitig fehlt es an allen Ecken 
und Enden an Personal. Die bestehenden 
Belegschaften sind dem Druck des demo-
grafischen Wandels ausgesetzt und neue 
Bewerberinnen und Bewerber zu finden 
ist nicht einfach. Das Interesse, sich den 
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tigen Konflikt nicht weiter zu schüren. 
Gemeinsam appellieren wir deshalb an die 
Arbeitgeber bei der Autobahn GmbH, zur 
Vernunft und der Gültigkeit getroffener 
Absprachen zurückzukehren. Wenn jedoch 
die Arbeitgeber ihren neuen Kurs stur wei-
terverfolgen wollen, sind die Gewerk-
schaften jederzeit in der Lage, ihre Ziele 
auch im Konflikt zu verfolgen. 
Die Arbeitgeber sagen, sie würden die 
Gespräche gerne wieder aufnehmen, was 
aber nichts anderes heißt, als dass sie von 
uns erwarten, von erreichten Kompromis-
sen wieder Abstand zu nehmen. Anders 
gesagt: Die Arbeitgeber haben interne 
Probleme und die Beschäftigten sollen sie 
durch Verzicht lösen. Wir werden uns wei-
terhin für Verbesserungen einsetzen und 
zählen auf Eure Unterstützung. 

Autobahn GmbH

Einigung zurückgezogen –  
Grobes Foulspiel der Arbeitgeber

Ohne Sinn und ohne Ziel haben die Arbeit-
geber der Autobahn GmbH die gemeinsam 
gefundene Einigung bei der Tarifpflege in 
Frage gestellt. Die am 20. September 2022 
abgesprochenen Verbesserungen für die 
Beschäftigten sollen nun teilweise doch 
nicht umgesetzt werden. Eine solch mas-
sive Unzuverlässigkeit ist neu im Umgang 
der Tarifpartner bei der Autobahn GmbH. 
Aktuell ist völlig offen, wie es mit den kon-
kreten Themen, bei denen die Autobahn 
GmbH ihre Zusagen einkassiert hat, wei-
tergeht. Dadurch ist die bisherige konsens-
orientierte Zusammenarbeit grundsätzlich 
in Frage gestellt.

Was wird verweigert?

Die zurückgezogene Einigung betrifft vor 
allem die notwendigen Verbesserungen 
für Fahrerinnen und Fahrer von Großgerä-
teträgern. Die Einigung sah vor, diese künf-
tig in Entgeltgruppe 7 einzugruppieren. 
Nach dem Willen der Arbeitgeber soll es 
diese Verbesserung nun doch nicht geben. 
Aber auch alle anderen Einigungspunkte 
sind mit dem Rückzug des Arbeitgebers 
von seinen Zusagen automatisch in Frage 
gestellt:
-	 Das gilt für die Anerkennung der ein-

schlägigen Berufserfahrung, 
-	 für eine kürzere Regelarbeitszeit im 

Außendienst der Tunnelleitzentralen 
und

-	 für die Erhöhung von Zulagen und 
Zuschlägen, die es nach dem Willen der 
Autobahn GmbH nun nicht geben soll.

Das ist ein herber Schlag, wenn es darum 
geht, die Autobahn GmbH im Wettbewerb 
mit anderen Arbeitgebern konkurrenzfä-
hig zu gestalten. Das werden wir nicht hin-
nehmen!

Unzuverlässigkeit führt zu 
Verunsicherung

Das Kapital der Autobahn GmbH besteht 
vor allem aus dem Engagement und der 
Zuverlässigkeit ihrer Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. Mit ihrer plötzlichen 
Rücknahme gemachter Zusagen haben 
die Arbeitgeber jedoch deutlich gemacht, 
dass sie nicht bereit sind, diese Qualitä-
ten zu pflegen und selbst vorzuleben. Das 
kann ganz schnell zu Verunsicherung füh-
ren. Dem dbb liegt daran, diesen unnö-

Sie sind seit mehr als einem Jahr in einem Betriebsrat der Autobahn GmbH tätig? 
Höchste Zeit, sich (weiter) fit zu machen! Egal, ob Sie noch eine Grundschulung im 
Betriebsverfassungsrecht und Tarifrecht benötigen oder sich vertieft in einzelne 
Themenbereiche einarbeiten möchten. Folgende Veranstaltungen finden im ers-
ten Quartal 2023 statt:
2023 Q268 GB: 	 12. Januar 2023 / Irrtümer des Eingruppierungsrechts – 
		  Autobahn GmbH (webinar)
2023 Q059 GB: 	 16. bis 18. Januar 2023 / MTV Autobahn GmbH – Grundschulung 
		  (webinar)
2023 Q070 DL: 	 23. bis 27. Januar 2023 / eCampus Betriebsverfassungsrecht 
		  (webinar)
2023 Q055 GB: 	 23. Januar 2023 / Korrekter Umgang mit leistungsschwachen 
		  Arbeitnehmern (webinar)
2023 Q069 DL: 	 13. bis 15. Februar 2023 / Crashkurs Betriebsverfassungsrecht 
		  (Bonn)
2023 Q050 GB: 	 21. und 22. Februar 2023 / Teilzeit – Rechtliche Rahmenbedingun-
		  gen im Arbeits- und Tarifrecht (Bonn)
2023 Q062 DL: 	 27. Februar 2023 / Die Beteiligung des Betriebsrates in personel-
		  len Angelegenheiten (webinar)
2023 Q073 DL: 	 27. Februar bis 1. März 2023 / Die Arbeit in der Jugend- und 
		  Auszubildendenvertretung nach BetrVG (webinar)
2023 Q041 GB: 	 13. März 2023 / Irrtümer rund um die tarifliche Eingruppierung 
		  (webinar)
2023 Q068 DL: 	 14. bis 16. März 2023 / Crashkurs Betriebsverfassungsrecht 
		  (webinar)
2023 Q043 GB: 	 14. März 2023 / Was heißt das denn? Allgemeine Eingruppie-
		  rungsmerkmale und ihre Auslegung (webinar)
2023 Q056 GB: 	 14. bis 15. März 2023 / Die Arbeit in der Schwerbehindertenver-
		  tretung – nach BetrVG (webinar)
Alle Veranstaltungen finden Sie unter www.dbbakademie.de. Fehlt Ihnen etwas 
oder möchten Sie eine Inhouseschulung für Ihr Gremium? Dann hilft Ihnen Ger-
linde Brandt (g.brandt@dbbakademie.de) weiter. 

dbb akademie
Schulungen für  
Betriebsräte der Autobahn GmbH
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In diesem Artikel werden zwei Themen 
beleuchtet. Im ersten Teil geht es um die 
aktuellen staatlichen Einschränkungen 
von Rechten europäischer Gewerkschaf-
ten. Der Fokus liegt auf Frankreich, Groß-
britannien und Deutschland. Im zweiten 
Teil des Artikels wird ein Blick auf die Ein-
schränkungsmöglichkeiten in Deutsch-
land in Bezug auf Arbeitskämpfe in der 
Daseinsvorsorge gelenkt. 

Frankreich

In mehreren Ländern mit einer traditions-
reichen Gewerkschaftsbewegung wer-
den Einschränkungen für die Gewerk-
schaftsarbeit diskutiert oder umgesetzt. 
In Frankreich beschloss die Regierung, 
den Streik der Raffineriearbeiter mit einer 
Arbeitsverpflichtung gegenüber den 
Streikenden einzuschränken. Mit zwei 
Gewerkschaften hatte sich der Konzern 
bereits vorab auf tarifvertragliche Rege-
lungen geeinigt. Eine Einigung mit dem 
Gewerkschaftsbund CGT war zu diesem 
Zeitpunkt nicht möglich. Er forderte eine 
Lohnerhöhung von zehn Prozent und 

lehnte die mit anderen Gewerkschaften 
verhandelte Einigung auf sieben Prozent 
plus Bonuszahlung ab. Statt sich an dem 
Kampf um einen Inflationsausgleich zu 
beteiligen, mussten die Raffineriearbei-
tenden bei Total Energies an die Arbeit 
zurückkehren. Der Streik führte zuvor zu 

akuten Lieferengpässen. Bei gut einem 
Drittel der Tankstellen ging der Sprit aus. 
Es bildeten sich lange Schlangen von war-
tenden Autos und der Benzinpreis kratzte 
an der Drei-Euro-Grenze. Total Energies 
gehört zu den Krisengewinnern. Ihre 

Gewinne sprudeln weiter, während auch 
in Frankreich viele Arbeitnehmende unter 
der Inflation leiden. Umfragen zufolge bil-
ligte die Mehrheit der Französinnen und 
Franzosen den Streik der CGT und hatte 
Verständnis für die Forderung nach Infla-
tionsausgleich. 
Parallel zu den Streiks im Energiesektor 
formiert sich in Frankreich eine Bewegung 
aus Gewerkschaften und Klimaschützen-
den. Zehntausende Demonstrierende gin-
gen Mitte Oktober auf die Straße und 
demonstrierten gegen gestiegene Preise 
und für mehr sozialen Ausgleich sowie 
verstärkten Klimaschutz. Möglicherweise 
kann sich aus der aktuellen Gemengelage 
sogar ein Generalstreik entwickeln, also 
eine branchenübergreifende Arbeitsnie-
derlegung mit politischen Zielen. Anders 
als in Deutschland, wo nur für tarifver-
tragliche Ziele gestreikt werden kann, ist 
in Frankreich diese Option offen. 

Großbritannien

Kurz vor ihrem fulminanten Scheitern ver-
suchte Liz Truss, die Premierministerin mit 

Mitten in Europa 

Angriffe auf die Gewerkschaftsfreiheit
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der kürzesten Amtszeit in der Geschichte 
des Vereinigten Königreichs, die Macht 
der Gewerkschaften zu beschneiden. 
Sie stellte sich damit in die neoliberale 
Tradition von Margaret Thatcher, auch 

bekannt als die Eiserne Lady. Der britische 
Herbst 2022 ist geprägt von Arbeitskämp-
fen im Nahverkehr. Mehrere Gewerk-
schaften kämpfen für höhere Löhne. Es 
wächst daher die Sorge vor einem Still-
stand im Land, welches nach dem Bre-
xit und der Energiekrise gerade eine wirt-
schaftlich angespannte Phase durchlebt. 
Die Antwort der Regierung darauf war ein 
Gesetzentwurf, der eine Verpflichtung der 
Gewerkschaften zur Aufrechterhaltung 
eines Mindestmaßes an Verkehr vorsieht. 
Doch anders als in Deutschland, wo es bei 
Arbeitskämpfen zwischen Gewerkschaf-
ten und Arbeitgebenden auf Augenhöhe 
ausgehandelte Notdienstvereinbarun-
gen gibt, sollte das Letztentscheidungs-
recht, welche einzelnen Arbeitnehmenden 
das „erforderliche Mindestmaß“ erbrin-
gen sollen, auf Arbeitgeberseite liegen. 
Dort sollte ausgewählt werden, wer zu 
arbeiten hat und wer sich an einem Streik 
beteiligen darf. Die Streikteilnahme trotz 
Verpflichtung könnte nach dem Gesetz-
entwurf arbeitsrechtliche Konsequen-
zen nach sich ziehen. Dies könnte im Ex-
tremfall auch eine Kündigung umfassen. 
Noch ist offen, ob das Vorhaben nach dem 
Regierungswechsel fortgesetzt wird. 
Die britischen Gewerkschaften erleben 
insgesamt gerade eine Renaissance und 
versuchen, sich und ihre Streikaktionen 
gemeinsam abzustimmen, um so ihre 
Position zu stärken. 

Deutschland

Nachdem die Rechtsprechung die Rechte 
kleinerer Spartengewerkschaften erst 
gestärkt hatte, drehte ein Bündnis aus 
Arbeitgeberverbänden, DGB und der so 
genannten Großen Koalition diese Ent-
wicklung 2015 wieder zurück und hob das 

Tarifeinheitsgesetz (TEG) aus der Taufe. 
Unausgesprochene Ursache war die Streik-
macht der GDL, die anders als die im DGB 
organisierte EVG effektive Arbeitskämpfe 
zur Forderungsdurchsetzung führte. Das 
TEG beschneidet die Rechte von Gewerk-
schaftsmitgliedern in der kleineren Arbeit-
nehmervereinigung im Betrieb. Der von 
ihnen ausgehandelte Tarifvertrag soll 
seine unmittelbare und zwingende Wir-
kung verlieren. Vordergründig ging es 
dem TEG um den sozialen Frieden. Ver-
schämt tauchte aber in der Gesetzesbe-
gründung des TEG auch die Einschränkung 
des Streikrechts der Minderheitsgewerk-
schaft auf. Dem haben die Gerichte aller-
dings eine Absage erteilt. Das Streikrecht 
bleibt unangetastet. Erst im Nachgang 
nach den Abschlüssen wird bestimmt, 
welcher Tarifvertrag verdrängt wird. Die 
Konsequenzen des TEG für die Zukunft 

sind noch nicht komplett absehbar. Eine 
These ist, dass statt eine Befriedung zwi-
schen den Gewerkschaften herbeizufüh-
ren, der Konkurrenzkampf um die Mehr-
heit im Betrieb eher noch angefacht wird. 

Arbeitskämpfe in der deutschen 
Daseinsvorsorge

Die Diskussion um das TEG und seine 
Einführung zeigen, dass es interessierte 
Kreise gibt, die gerne Arbeitskämpfe im 
öffentlichen Dienst beziehungsweise 
in der Daseinsvorsorge anders beurtei-
len würden, als Streiks in der Privatwirt-
schaft. Doch Gesetz und Rechtsprechung 
unterscheiden nicht zwischen Daseins-
vorsorge und Privatwirtschaft. Es gibt 
keine Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts oder des Bundesarbeitsge-
richts mit Sondereinschränkungen. Dabei 
ist es wichtig, sich immer wieder den 
gedanklichen Rahmen vor Augen zu füh-
ren: Nicht der Arbeitskampf muss sich 
rechtfertigen. Es ist der staatliche Ein-
griff in das Streikrecht, abgeleitet aus dem 
Grundgesetz, der sich rechtfertigen muss. 

Dieser allgemeine Maßstab gilt bei jedem 
Streik gleichermaßen. 

Prüfung der Rechtmäßigkeit im 
Einzelfall

Die Rechte Dritter sind immer einzube-
ziehen, wenn die Frage nach der Recht-
mäßigkeit eines Streiks gestellt wird. Für 
diese Prüfung gibt es aber auch keine Blau-
pause. Alles hängt vom Einzelfall ab. Dabei 
sind die Dauer, die Intensität, die Mitglie-
derstärke und die Auswirkungen einzube-
ziehen. Das gilt auch für sensible Bereiche 
wie Kitas und Krankenhäuser. Eventuelle 
Gefahren werden gemeinhin immer im 
Voraus mit bewährten Mitteln abgewen-
det: Notdienstvereinbarungen zwischen 
den Fachgewerkschaften und den Arbeit-
gebenden verhindern die größten Gefähr-
dungspotentiale. Erreichbarkeit und Not-
besetzung sichern die Rechtmäßigkeit des 
Arbeitskampfs ab. Dabei ist immer wie-
der zu beachten, dass der gewerkschaftli-
che Organisationsgrad selten 100 Prozent 
beträgt und niemals alle Beschäftigten 
mitstreiken. Arbeitskämpfe werden in den 
allermeisten Fällen mit einer gewissen 
Vorlauffrist angekündigt. Das schützt die 
Rechtsgüter Dritter. Arbeitgebende kön-
nen Notbesetzungen zusammenstellen, 
Bürgerinnen und Bürger können umpla-
nen und Alternativen suchen. Ziel ist nicht, 
die Auswirkungen eines Arbeitskampfs so 
gering wie möglich zu halten. Ein Streik 
darf und soll auch in der Daseinsvorsorge 
Wirkung entfalten. Aber ganz bewusst 
wird ein Ausgleich dort vollzogen, wo die 
Rechtsgüter Dritter übermäßig strapa-
ziert werden. Aber am Ende gibt es sehr 
hohe Hürden, wenn das Streikrecht einge-
schränkt werden soll. 

Fazit

Gewerkschaften zurückzudrängen und 
zugunsten der Arbeitgeberseite in ihrer 
Verhandlungsmacht zu beschneiden, ist 
kein Drohszenario aus vergangener Zeit. 
Es ist in vielen Ländern aktueller als je 
zuvor. Auch in Bezug auf die Daseinsvor-
sorge in Deutschland sind immer wieder 
weitergehende gesetzliche Regulierun-
gen in der Diskussion. Eine Notwendig-
keit, die einen solchen Eingriff in grund-
gesetzlich geschützte Rechte begründen 
kann, ist allerdings nicht ersichtlich. Durch 
bewährte Instrumente wie etwa Not-
dienstvereinbarungen oder Vorankündi-
gungen werden die Rechte Dritter bei der 
Beurteilung der Rechtmäßigkeit bereits 
jetzt wirksam geschützt. 
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Betriebsverfassungsrecht

Nach über eineinhalb Jahren Betriebsrats-
arbeit bei der Autobahn GmbH nutzten 
rund 120 Betriebsratsmitglieder die Mög-
lichkeit, spannende Fachvorträge zu hören 
und sich untereinander im Rahmen der von 
der dbb akademie vom 12. bis zum 14. Ok-
tober 2022 organisierten Betriebsrätekon-
ferenz in Berlin auszutauschen. Der stell-
vertretende dbb Bundesvorsitzende und 
Fachvorstand Tarifpolitik Volker Geyer 
eröff nete die Veranstaltung. Er betonte die 
Notwendigkeit von Betriebsräten zur Inte-
ressenvertretung der Kolleginnen und Kol-
legen in den einzelnen Betrieben und die 
Rolle des dbb als starker Dachverband sei-
ner Gewerkschaften. Die Moderation der 
dreitägigen Veranstaltung übernahm der 
Gesamtbetriebsratsvorsitzende der Auto-
bahn GmbH Roland Kristeleit zusammen 
mit dem Bundesvorsitzenden des VDStra. 
Hermann-Josef Siebigteroth. 

Interessante Vorträge 
und spannende Diskussionen

Den inhaltlichen Einstieg bildete eine 
Diskussion der Teilnehmenden mit dem 
Geschäftsführer Personal der Autobahn 
GmbH Gunther Adler. Zusammen mit 
Volker Geyer, Roland Kristeleit und Her-
mann-Josef Siebigteroth diskutierten die 
Betriebsräte der Autobahn GmbH mit 
ihrem Arbeitsdirektor über die Betriebs-
ratsarbeit, aber auch über die Unterneh-
mensziele der Autobahn GmbH. Anschlie-
ßend gab es einen interessanten Einstieg 
in das Thema „Aufsichtsratswahl“ und 
dabei insbesondere in die anstehenden 
Aufgaben der Betriebsräte bei der Wahl 
der Arbeitnehmervertreterinnen und -ver-
treter. Zusammen mit Roland Kristeleit 
und Hermann-Josef Siebigteroth disku-
tierte Rechtsanwalt Niclas Bocionek nach 

seinem Vortrag zum Thema „Mit-
bestimmung auf betrieblicher und 
auf Unternehmens-Ebene“ mit 
den Teilnehmenden über alles, 
was der Betriebsrat aus dem Auf-

sichtsrat wissen muss und wissen darf. 
Dabei wurde insbesondere erörtert, wie 
die beiden Beteiligungsformen inein-
ander greifen. Ein Vortrag zum Thema 

„Quatsch nicht rum, oder doch?“ von 
Kommunikationsexperten und Coach 
Dr. Werner Dieball rundete das spannende 
Angebot der dbb akademie ab. Er brachte 
den Zuhörenden nah, ihre Themen inte-
ressant, mutig und vor allem durchset-
zungsstark zu gestalten. Insbesondere 
beschäftigte er sich in seinem Vortrag mit 
der Frage, wie der Betriebsrat seine Arbeit 
gegenüber der Belegschaft erklären sollte. 
Er gab außerdem hilfreiche Tipps für die 
Durchführung von Belegschaftsversamm-
lungen, Sprechstunden und Beratungen 
mit dem Arbeitgeber. Und schließlich 
wurde am letzten Tag den Teilnehmenden 
ein interessanter Blick in die betriebliche 
Mitbestimmung vermittelt. Die Rechtsan-
wältin Petra Woocker diskutierte zusam-
men mit Hermann-Josef Siebigteroth 
und Roland Kristeleit mit den Betriebs-
räten über das Betriebsrätemodernisie-
rungsgesetz, über die Zuständigkeiten 
von Gesamtbetriebsrat und örtlichem 
Betriebsrat sowie über die Schwerbehin-
dertenvertretungen (SBV) und die Jugend- 
und Auszubildendenvertretung (JAV). 
Einen weiteren Schwerpunkt bildete das 
Thema „Baustelle Betriebsvereinbarun-
gen und frühere Dienstvereinbarungen“ 
und was bei der Transformation zu beach-
ten ist. Das Schlusswort der Konferenz 
sprach der Vorsitzende der dbb akademie 
Volker Geyer, der die Veranstaltung als 
wichtigen Beitrag zur Arbeit der Betriebs-
räte der Autobahn GmbH lobte und einen 
Ausblick auf die anstehende Aufsichts-
ratswahl bei der Autobahn GmbH im Jahr 
2023 gab. 

seinem Vortrag zum Thema „Mit-

sichtsrat wissen muss und wissen darf. 
Dabei wurde insbesondere erörtert, wie 

 Betriebsrätekonferenz für 
 Betriebsrätekonferenz für Autobahn GmbH des Bundes

„Quatsch nicht rum, oder doch?“ von 
Kommunikationsexperten und Coach 

 Betriebsrätekonferenz für 
 Betriebsrätekonferenz für 

 die Betriebsratsmitglieder 
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Filialleiterin mit wenig Kompetenzen ist 
keine leitende Angestellte

Das Bundesarbeitsgericht (Aktenzeichen  
7 ABR 14/21) hatte folgenden Fall zu ent-
scheiden: Die Filialleiterin eines Einzelhan-
delsunternehmens ließ sich im Dezember 
2019 bei der Betriebsratswahl erfolgreich 
zur Wahl aufstellen und war außerdem 
Mitglied im Wahlvorstand. Die Arbeitge-
berin hat die Wahl angefochten, da sie der 
Ansicht war, dass die Filialleiterin als lei-
tende Angestellte nach § 5 Abs. 3 Betriebs-
verfassungsgesetz (BetrVG) weder Mit-
glied des Wahlvorstands habe sein dürfen, 
noch wahlberechtigt beziehungsweise 
wählbar gewesen sei. 

Stellenbeschreibung nicht allein 
maßgebend 

Die Stellenbeschreibung als Filiallei-
terin beziehungsweise Store Manage-
rin wies unter dem Verantwortungsbe-
reich „Management“ unter anderem aus: 
„unmittelbarer fachlicher und disziplina-
rischer Vorgesetzter der im Store beschäf-
tigten Mitarbeiter, Rekrutierung von Voll-
zeit- und Teilzeitkräften (Bewerbungen 
sichten, Vorstellungsgespräche führen, 
Entscheidung über die Einstellung oder 
Absage), auf Wunsch Unterstützung durch 
District Manager und / oder HR Manager, 
Entscheidung über die Entlassung von Mit-
arbeitern…“ Die Filialen beschäftigen zwi-
schen fünf und zehn Mitarbeitende und 
werden insgesamt sieben District-Mana-
gern zugeordnet, deren Aufgabe wiede-
rum die Sicherstellung der Einhaltung ver-
trieblicher und personeller Vorgaben durch 
die Filialen ist. In der Zentrale besteht eine 
für sämtliche Filialen zuständige Personal-
abteilung.

Entscheidungskompetenz erforderlich 

Die Klägerin war der Ansicht, dass die von 
den Store-Managern selbstständig getrof-
fenen Entscheidungen über Einstellungen 
und Entlassungen von der zentralen Per-
sonalabteilung nur unterstützend tech-
nisch umgesetzt würden und die Filiallei-
tung nicht verpflichtet gewesen wäre, sich 
der Hilfe der Personalabteilung zu bedie-
nen. Sie habe bei einem entsprechenden 
Wunsch Arbeitsverträge und Kündigungen 
auch selbst unterzeichnen dürfen. 
Die Beklagte vertrat den Standpunkt, dass 
sie keine leitende Angestellte gemäß § 5 
Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 BetrVG war, da sie als 
Store-Managerin ohne die Billigung der 
Geschäftsleitung Personalentscheidungen 
eben nicht wirksam vornehmen durfte. 
Die Durchführung der jeweiligen Einstel-
lung und Entlassung im Außenverhältnis 
habe sich sowohl nach der Stellenbeschrei-
bung als auch in der praktischen Anwen-
dung die Personalabteilung vorbehalten. 
Der Einstellungs- und Entlassungsbefugnis 
mangele es zudem an der erforderlichen 
besonderen unternehmerischen Relevanz.

Befugnisse mit unternehmerischer 
Relevanz 

Nach § 5 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 BetrVG ist lei-
tender Angestellter, wer nach Arbeitsver-
trag und Stellung im Unternehmen oder 
im Betrieb zur selbstständigen Einstellung 
und Entlassung von im Betrieb beschäftig-
ten Arbeitnehmenden berechtigt ist. 
Es genügt aber nicht jede Einstellungs- 
und Entlassungsbefugnis, sie darf nämlich 
keine untergeordnete Bedeutung für den 

Betrieb und damit auch für das Unterneh-
men haben. Die unternehmerische Bedeu-
tung der Personalverantwortung kann aus 
der Anzahl der Arbeitnehmenden folgen, 
auf die sich die selbstständige Einstel-
lungs- und Entlassungsbefugnis bezieht. 
Der Angestellte tritt in diesem Fall nur in 
einem unbedeutenden Umfang als Reprä-
sentant des Arbeitgebenden gegenüber 
dem Betriebsrat auf. Die für die Stellung 
eines leitenden Angestellten erforderliche 
unternehmerische Personalverantwor-
tung liegt dann nur vor, wenn die Einstel-
lungs- und Entlassungsbefugnis gerade 
für einen für das Unternehmen qualitativ 
bedeutsamen Personenkreis besteht. Dies 
hat das BAG im vorliegen Fall verneint, da 
die Beklagte lediglich fünf Mitarbeitende 
führte. 
Zudem muss die Einstellungs- und Entlas-
sungsbefugnis sowohl im Innenverhältnis 
als auch im Außenverhältnis bestehen. An 
dem Merkmal der Selbstständigkeit fehlt 
es daher, wenn der Angestellte nur im Ver-
hältnis zu den Arbeitnehmenden, nicht 
aber im Innenverhältnis zu seinen Vorge-
setzten befugt ist, über Einstellungen und 
Entlassungen zu entscheiden. Die Aus-
übung der Personalkompetenz darf nicht 
von der Zustimmung einer anderen Person 
abhängig sein. Die Filialleiterin hat nicht 
selbst Arbeitsverträge und Kündigungen 
unterschrieben, sondern die Personal-
abteilung. Damit hat die Beklagte nach 
außen hin nicht die Verantwortung für ihre 
Entscheidungen übernommen. Gerade die 
Zeichnung von Arbeitsverträgen und Kün-
digungen im eigenen Namen ist äußeres 
Kennzeichen der den Status eines leiten-
den Angestellten begründenden Perso-
nalverantwortung. Allein die theoretische 
Möglichkeit einer Unterschriftsverweige-
rung durch die Personalleiterin weise die-
ser die Letztverantwortung zu. 
Die Richter verwiesen in diesem Zusam-
menhang auch explizit auf eine Zielset-
zung der gesetzlichen Vorgaben: „Der 
Arbeitgeber soll nicht allein durch die Ver-
leihung von formalen Personalbefugnissen 
von nur untergeordneter unternehmeri-
scher Gewichtigkeit bestimmte Beschäf-
tigte oder Beschäftigtengruppen aus dem 
Anwendungsbereich des Betriebsverfas-
sungsgesetzes herausnehmen können.” 
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Thomas Hengl, LBB

Thomas Hengl ist Krankenpfl eger. Er ist 
Landesvorsitzender der LBB Gewerk-
schaft für das Gesundheitswesen in Bay-
ern und Personalratsvorsitzender. Kollege 
Hengl berichtet: „Für mich war es selbst-
verständlich, in die Gewerkschaft einzu-
treten, denn nur in einer starken Gemein-
schaft kann man sichere Arbeitsplätze und 
gerechte Entlohnung erreichen. 2001 trat 
ich der LBB Ortsgruppe Parsberg bei. Im 
gleichen Jahr wurde ich in die Vorstand-
schaft der Ortsgruppe gewählt. In den fol-
genden Jahren begleitete ich die Posten 
vom Kassier bis zum Vorsitzenden.
Im Jahr 2018 wurde ich in die Landesvor-
standschaft als stellvertretender Landes-
vorsitzender gewählt. Seit August 2022 
bin ich Landesvorsitzender der LBB, und 
somit Mitglied der BTK des dbb. Es ist für 
mich eine neue Herausforderung, mit am 
Verhandlungstisch zu sitzen, um für die 
leistungsgerechte Entlohnung und faire 
Arbeitsbedingungen im Gesundheitswe-
sen zu kämpfen.“
Thomas Hengl setzt sich auf allen gewerk-
schaftlichen Ebenen für die Belange der 
Beschäftigten ein: „Seit 2011 bin ich Per-
sonalratsvorsitzender im Bezirkskranken-
haus Parsberg, Außenstandort der medbo 
Regensburg, und seit 2016 Mitglied im 
Gesamtpersonalrat. Innerhalb der LBB 
ist es mir wichtig, die Gewerkschaft so 
umzustrukturieren, dass sie zeitgemäß, 
zukunftsorientiert und leistungsstark 
für die Kolleginnen und Kollegen agieren 

kann. Dabei kommen auch Kooperationen 
mit anderen Gesundheitsgewerkschaften 
auf Bundesebene in Betracht, um auch 
unter dem Dach des dbb gemeinsam für 
bessere Arbeits- und Entgeltbedingungen 

oder auch die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf in den Krankhäusern und medi-
zinischen Einrichtungen kämpfen zu kön-
nen. Die medizinischen Berufe müssen 
wieder attraktiver gemacht werden.“ 

Andreas Hilgenberg, BvLB

Andreas Hilgenberg arbeitet am Oswald-
von-Nell-Breuning-Berufskolleg in Coes-
feld und als Bezirks-Personalratsvorsitzen-
der Berufskollegs bei der Bezirksregierung 

Vorgestellt

dbb Bundestarifk ommission
Seit der Juni-Ausgabe des Jahres 2020 haben zahlreiche Mitglieder der Bundestarif-
kommission (BTK) des dbb die Möglichkeit genutzt, sich und ihre gewerkschaftliche 
Arbeit im tacheles vorzustellen. Mit der vorliegenden Ausgabe und der Vorstellung von 
zwei weiteren BTK Mitgliedern endet unsere Serie.
Die BTK ist eines der zentralen Organe des dbb. Sie beschließt über alle Angelegenhei-
ten in Tariff ragen. In Grundsatzfragen entscheidet sie über Forderungsrahmen, Kün-
digung von Tarifverträgen, Annahme oder Ablehnung von Verhandlungsergebnissen 
und die Durchführung von Arbeitskampfmaßnahmen. Die BTK besteht aus der Bun-
desleitung des dbb sowie Vertreterinnen und Vertretern seiner Mitgliedsgewerk-
schaften. Darüber hinaus sind die dbb Landesbünde, die dbb bundesfrauenvertretung 
und die dbb jugend vertreten. In den Zeiten der Corona-Pandemie hat die BTK mehr-
fach mittels Videokonferenz getagt. Zum letzten Mal hat die BTK am 11. Oktober 2022 
getagt, um die Forderungen für die Einkommensrunde 2023 mit Bund und Kommunen 
zu beschließen.
Im Rahmen des dbb Gewerkschaftstags wird die BTK am 27. November 2022 als Arbeits-
kreis Tarifpolitik tagen und über die tarifpolitischen Grundsätze des dbb für die kom-
menden fünf Jahre entscheiden. Am 29. November 2022 wird dann ebenfalls im Rah-
men des Gewerkschaftstags die konstituierende Sitzung der neuen BTK stattfi nden, 
bei der dann auch die Geschäftsführung der BTK neu gewählt wird.

Münster in Nordrhein-Westfalen. Kollege 
Hilgenberg berichtet: „Meine gewerk-
schaftliche Heimat habe ich im vLw-NRW 
(Verband der Lehrkräfte an Wirtschafts-
schulen), der im BvLB (Bundesverband der 
Lehrkräfte für Berufsbildung) organisiert 
ist. Meinen Landesverband unterstütze 
ich unter anderem als Landesdatenschutz-
beauftragter und im Bundesverband bin 
ich als stellvertretender Bundesvorsitzen-
der für die Belange der Mitglieder in den 
Bereichen Dienst-, Tarif- und Versorgungs-
recht zuständig. Ich leite dort die zustän-
dige Fachkommission auf Bundesebene.“

Zu seiner Motivation, sich gewerkschaft-
lich zu organisieren, erklärt Andreas Hil-
genberg: „Als Kind des Ruhrgebiets, wie 
James Bond in Wattenscheid geboren, bin 
ich mit Bergleuten und Stahlarbeitern in 
der Familie erblich vorbelastet. Seit ich 
zu Beginn des Referendariats in den vLw 
eingetreten war, habe ich mich gerne in 
die Verbandsarbeit eingebracht, auch weil 
ich früh erlebt habe, wie mein Verband 
sich stets für die Anliegen der Kolleginnen 
und Kollegen eingesetzt hat und dabei der 
jeweilige Mensch im Mittelpunkt stand. 
Ich bin früh in die Bereiche Dienst- und 
Tarifrecht eingetaucht und habe mich in 
der Folge ebenfalls mit den Themen Ver-
sorgungs- und Datenschutzrecht intensiv 
auseinandergesetzt. 
Als Personalratsvorsitzender beschäftige 
ich mich in den letzten Jahren intensiv 
mit dem Thema Gesundheit rund um den 
Arbeitsplatz.
Nicht nur aufgrund der Mitarbeit in der 
dbb BTK ist und bleibt das Tarifrecht mit 
der Vielfalt der Beschäftigungsverhält-
nisse, zum Beispiel in NRW an Berufskol-
legs, für mich ein komplexes und span-
nendes Tätigkeitsfeld.“ 
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Tarifrecht Hessen
Textsammlung der Tarifverträge für den öffentlichen Dienst des Landes

Von Boris Budrus und Oliver Ummenhofer, 1.048 Seiten, 1. Auflage 2022, gebunden, Walhalla Fachverlag, 
29,95 Euro, ISBN 978 3 8029 1840 7

Die kompakte Textsammlung enthält die wesentlichen Tarifverträge für die Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes des Landes Hessen. Berücksichtigt werden die umfassenden Neuerungen, die sich mit den 
Änderungstarifverträgen der Tarifrunde 2021 ergeben haben (Fachkräfteoffensive, Digitalisierungspaket, 
neues Eingruppierungsrecht für Lehrkräfte, Freizeit statt Geld, Elterntage).
Sie enthält:
-	 Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst des Landes Hessen einschließlich der Entgeltordnung und 

des Überleitungstarifvertrags
-	 Tarifrecht der Auszubildenden sowie der Praktikantinnen und Praktikanten
-	 Tarifvertrag über die Eingruppierung und die Entgeltordnung für die Lehrkräfte und die im Schul-

dienst unterrichtsunterstützenden Beschäftigten
-	 Tarifliche Regelungen für besondere Berufsgruppen (Forstbeschäftigte, Beschäftigte an staatlichen 

Theatern, Personenkraftwagenfahrerinnen und -fahrer)
-	 Tarifrecht für die Ärztinnen und Ärzte an hessischen Universitätskliniken
-	 Tarifvertrag über die Nutzung des LandesTicket Hessen
-	 Digitalisierungstarifvertrag und Tarifvertrag über Rahmenbedingungen zum mobilen Arbeiten
-	 Tariftexte zur Entgeltumwandlung und zur Altersversorgung
-	 Übersicht über die Entgelte, Zulagen und Zuschläge ab 1. August 2022 und 1. August 2023 

Sozialer Arbeitsschutz 
Kommentar zum ArbZG, JArbSchG, MuSchG und BEEG | mit weiteren Vorschriften und Texten

Begründet von Matthias Nöthlichs, bearbeitet von Bernd Grüner, Direktor des Sozialgerichts, Sozialgericht 
Gießen, und Rechtsanwalt Bernd Wiegand, Präsident des Hessischen Landessozialgerichts a.D., Loseblatt-
Kommentar einschließlich Lieferung 1 / 22 (September 2022), 1.396 Seiten im Ordner, Erich Schmidt Verlag, 
89 Euro, ISBN 978 3 503 11005 6

„Sozialer Arbeitsschutz“ kommentiert praxisorientiert die wichtigsten Vorschriften des Arbeitszeit-
gesetzes, des Jugendarbeitschutzgesetzes, des Mutterschutzgesetzes und des Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetzes. Darüber hinaus bietet der vorliegende Kommentar die Texte der Arbeitsschutzvor-
schriften der Bundesrepublik Deutschland und der EU, die zugunsten besonders schutzbedürftiger Per-
sonengruppen erlassen wurden. Dazu gehören zum Beispiel die speziellen Arbeitsschutzvorschriften 
für Kraftfahrer (EG-Verordnungen über Sozialvorschriften im Straßenverkehr, Fahrpersonalgesetz, Fahr-
personalverordnung, europäisches Übereinkommen über die Arbeit des im internationalen Straßenver-
kehr beschäftigten Fahrpersonals, Bußgeldkatalog). Des Weiteren sind das Heimarbeitsgesetz mit seiner 
Durchführungsbestimmung und Auszüge aus dem Seemannsgesetz ebenso enthalten wie die Ladenöff-
nungszeitengesetze aller Bundesländer. 

Streikrecht 
Inhalt – Grenzen – Rechtsschutz

Von Prof. Dr. Richard Giesen, 156 Seiten, 2022, Softcover, C. H. Beck Verlag, 55 Euro, ISBN 978 3 406 79363 9

Das Arbeitskampfrecht unterliegt einem ständigen Wandel, da es auf Richterrecht basiert. Mit die-
sem Buch werden die im Laufe der Zeit erfolgten Veränderungen der Arbeitskampfordnung dargestellt. 
Hierzu wird die umfangreiche Rechtsprechung chronologisch aufgearbeitet und in die heutige Situation 
eingeordnet. Daran anknüpfend werden Themen wie verfassungsrechtliche Zulässigkeitsvoraussetzun-
gen von Richterrecht, die Ausgestaltung des rekonstruierten Arbeitskampfrechts, Reaktionen von Arbeit-
geberseite auf Arbeitskampfmaßnahmen, einstweiliger Rechtsschutz und Rechtsfolgen beleuchtet. Ein 
Ausblick auf internationale Regelungen rundet die Darstellung ab. 
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Rechtsprechung

Rufbereitschaft oder Bereit-
schaftsdienst? Vergütungsrecht-
liche Einordnung von ärztlichem 
Hintergrunddienst

Ob Rufbereitschaft oder Bereitschafts-
dienst vorliegt, hängt davon ab, inwieweit 
Arbeitgebende die Bewegungsfreiheit der 
Arbeitnehmenden während der Dienste 
tatsächlich einschränken. Dies gilt auch 
dann, wenn ein ärztlicher Hintergrund-
dienst mit einer Telefonbereitschaft ver-
bunden ist (Bundesarbeitsgericht, Urteil 
vom 25. März 2021, Aktenzeichen 6 AZR 
264/20). 

Der Fall

Der Kläger ist als Oberarzt beim beklag-
ten Universitätsklinikum in der Nephrolo-
gie beschäftigt. Auf das Arbeitsverhältnis 
findet der Tarifvertrag für Ärztinnen und 
Ärzte an Universitätskliniken (TV-Ärzte /  
TdL) Anwendung. Der Kläger leistete 
außerhalb seiner regelmäßigen Arbeits-
zeit so genannte ärztliche Hintergrund-
dienste, die das beklagte Klinikum als Ruf-
bereitschaft anordnete. Während dieser 
Dienste war der Kläger verpflichtet, tele-
fonisch erreichbar zu sein. Weitere aus-
drückliche Vorgaben zu seinem Aufent-
haltsort oder der Zeitspanne, in der der 
Kläger tätig werden musste, machte das 
beklagte Universitätsklinikum nicht. Die 
Einsätze des Klägers betrafen teilweise 
auch Organspenden, die im beschleunig-
ten Vermittlungsverfahren (so genannter 

Extended-Allocation-Modus) erfolgten. 
Danach hat er nach dem telefonischen 
Angebot entsprechend einer Vorgabe der 
Stiftung Eurotransplant innerhalb von 30 
Minuten die mitgeteilten Daten bezüglich 
Spender, Organ sowie Patient und Dialyse-
ärztin zu prüfen, den in Betracht kommen-
den Patienten und die zuständige Dialyse-
ärztin telefonisch zu kontaktieren sowie 
gegenüber Eurotransplant zu erklären, ob 
das Organtransplantationsangebot ange-
nommen werde. Dies konnte der Kläger 
von zu Hause aus klären, da er die erforder-
lichen Informationen einem Aktenordner 
entnehmen konnte. Das beklagte Univer-
sitätsklinikum vergütete die Hintergrund-
dienste als Rufbereitschaft. Der Kläger war 
jedoch der Auffassung, dass die Hinter-
grunddienste tatsächlich Bereitschafts-
dienste seien. 

Die Entscheidung

Das Gericht entschied, dass die vom Klä-
ger geleisteten Hintergrunddienste vergü-
tungsrechtlich Rufbereitschaft darstellen. 
Einzige tarifliche Tatbestandsvorausset-
zung für die vergütungsrechtliche Einord-
nung der Rufbereitschaft sei, dass die Ärz-
tinnen und Ärzte in dieser Zeit nach der 
Anordnung des Arbeitgebers ihren Auf-
enthalt in den Grenzen, die der Zweck der 
Rufbereitschaft vorgibt, frei wählen kön-
nen. Dagegen sei mit dem Bereitschafts-
dienst eine Aufenthaltsbeschränkung mit 
der Verpflichtung verbunden, bei Bedarf 
sofort tätig zu werden. Rufbereitschaft 
setze voraus, dass Arbeitnehmende die 

Möglichkeit haben müssen, sich in dieser 
Zeit auch um persönliche und familiäre 
Angelegenheiten zu kümmern, an sportli-
chen oder kulturellen Veranstaltungen teil-
zunehmen oder sich mit Freundinnen und 
Freunden zu treffen. Jedoch sei der Arbeit-
nehmende auch während der Rufbereit-
schaft in der Wahl seines Aufenthaltsortes 
nicht völlig frei. Zweck der Rufbereitschaft 
bestehe gerade darin, dass Arbeitneh-
mende in der Lage sein müssen, die Arbeit 
innerhalb einer angemessenen Zeitspanne 
auf Abruf aufnehmen zu können. Somit 
stünden mittelbare Einschränkungen des 
Aufenthaltsortes dem Vorliegen von Ruf-
bereitschaft nicht zwangsläufig entgegen. 
Entscheidend für die Abgrenzung der bei-
den Dienste sei allein der Umfang der vom 
Arbeitgeber angeordneten Aufenthalts-
beschränkung, welche auch konkludent 
erfolgen kann. Das sei unter anderem dann 
anzunehmen, wenn der Arbeitgeber den 
Arbeitnehmer dadurch in der freien Wahl 
des Aufenthaltsortes beschränkt, dass er 
die Zeit zwischen Abruf und Arbeitsauf-
nahme genau vorgibt und die Zeitspanne 
dabei so kurz bemisst, dass sie einer Auf-
enthaltsbeschränkung gleichkommt. In 
einem solchen Fall ersetze der Arbeitge-
ber die örtlichen Beschränkungen lediglich 
durch den Faktor Zeit und ordne dadurch 
konkludent Bereitschaftsdienst an. Dies 
ist bei dem, von der Beklagten angeord-
neten, Hintergrunddienst jedoch nicht der 
Fall, so das Gericht. Mit der Verpflichtung, 
einen dienstlichen Telefonanruf anzuneh-
men und damit die Arbeit unverzüglich 
aufzunehmen, sei keine räumliche Auf-
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enthaltsbeschränkung verbunden. Zudem 
bestünden keine Zeitvorgaben für die Auf-
nahme der Arbeit. Daran ändere sich auch 
nichts durch die Vorgaben der Stiftung 
Eurotransplant. Denn dass unter Umstän-
den nach einem Anruf zeitnah die Arbeit in 
der Klinik fortgesetzt werden muss, stehe 
im Einklang mit dem Wesen der Rufbereit-
schaft. Schließlich schränke die Mitnahme 
des Ordners den Kläger nicht in einem sol-
chen Maße zusätzlich ein, was einer Rufbe-
reitschaft entgegenstünde. 

Das Fazit

Das Gericht hat festgestellt, dass die ein-
schlägigen Tarifnormen die Begriffe des 
Bereitschaftsdienstes und der Rufbereit-
schaft für ihre vergütungsrechtliche Ein-
ordnung abschließend definieren. Die Ent-
scheidung wurde zu § 7 Absatz 6 TV-Ärzte /  
TdL getroffen, ist aber für die Bereiche 
TVöD und TV-L übertragbar. 

Gesetzlich festgelegte Höchst-
dauer einer Arbeitnehmerüber-
lassung kann durch Tarifvertrag 
verlängert werden

Bei einer vorübergehenden Arbeitneh-
merüberlassung kann in einem Tarifver-
trag von den Tarifvertragsparteien der 
Einsatzbranche eine von der gesetzlich 
zulässigen Höchstdauer von 18 Mona-
ten abweichende Überlassungshöchst-
dauer vereinbart werden. Diese abwei-
chende Überlassungshöchstdauer ist dann 
auch für die überlassenen Arbeitnehmen-
den und deren Arbeitgebende (Verleiher 
beziehungsweise Verleiherin) unabhän-
gig von deren Tarifgebundenheit maßge-
bend (Bundesarbeitsgericht, Pressemittei-
lung zum Urteil vom 14. September 2022, 
Aktenzeichen 4 AZR 83/21). 

Der Fall

Im Fall ging es um einen Leiharbeitneh-
mer, der der Beklagten (Entleiherin) ab 
Mai 2017 für knapp 24 Monate im Rahmen 
der Leiharbeit überlassen worden war. 
Der klagende Leiharbeitnehmer wollte 
mit seiner Klage feststellen lassen, dass 
aufgrund Überschreitens der gesetzli-
chen Höchstüberlassungsdauer zwischen 
ihm und der Beklagten (Entleiherin) ein 
Arbeitsverhältnis zustande gekommen ist. 
Die Überlassung von Arbeitnehmenden 
durch ihren Arbeitgebenden (Verleiherin /  

Verleiher) zur Arbeitsleistung an Dritte 
(Entleiherin / Entleiher) ist im Arbeitneh-
merüberlassungsgesetz (AÜG) geregelt. 
Gemäß § 1 Absatz 1b Satz 1 AÜG darf „der 
Verleiher denselben Leiharbeitnehmer 
nicht länger als 18 aufeinander folgende 
Monate demselben Entleiher überlassen; 
der Entleiher darf denselben Leiharbeit-
nehmer nicht länger als 18 aufeinander fol-
gende Monate tätig werden lassen.“ Aller-
dings eröffnet § 1 Absatz 1b Satz 3 AÜG 
den Tarifvertragsparteien der Einsatz-
branche die Befugnis zur Regelung einer 
abweichenden Überlassungshöchstdauer. 
So heißt es in § 1 Absatz 1b Satz 3 AÜG: 
„In einem Tarifvertrag von Tarifvertrags-
parteien der Einsatzbranche kann eine 
von Satz 1 abweichende Überlassungs-
höchstdauer festgelegt werden.“ Im vor-
liegenden Fall ist die Beklagte (Entleiherin) 
Mitglied im Verband der Metall- und Elek-
troindustrie Baden-Württemberg (Süd-
westmetall), so dass in ihrem Unterneh-
men der zwischen Südwestmetall und der 
Industriegewerkschaft Metall (IG Metall) 
geschlossene „Tarifvertrag Leih- / Zeit-
arbeit“ Anwendung fand. In dem Tarif-
vertrag ist unter anderem geregelt, dass 
die Überlassung von Arbeitnehmenden 
auf eine maximale Dauer von 48 Mona-
ten beschränkt ist. Der Kläger ist der Auf-
fassung, dass ein Arbeitsverhältnis zwi-
schen ihm und der beklagten Entleiherin 
kraft Gesetzes (§ 10 Absatz 1 Satz 1 AÜG 
i.V.m. § 9 Absatz 1 Nr. 1b AÜG) zustande 
gekommen ist. Er ist der Meinung, dass 
der „Tarifvertrag Leih- / Zeitarbeit“ für ihn 
nicht gelte, da er nicht Mitglied in der IG 
Metall sei. Außerdem sei die dem Tarif-
vertrag zugrundeliegende Regelung des  
§ 1 Absatz 1b Satz 3 AÜG verfassungswidrig. 
In § 9 Absatz 1 AÜG heißt es auszugsweise:  
„(1) Unwirksam sind: … Nr. 1b Arbeits-
verträge zwischen Verleihern und Leih-
arbeitnehmern mit dem Überschreiten 
der zulässigen Überlassungshöchstdauer 
nach § 1 Absatz 1b, es sei denn, der Leih-
arbeitnehmer erklärt schriftlich bis zum 
Ablauf eines Monats nach Überschreiten 
der zulässigen Überlassungshöchstdauer 
gegenüber dem Verleiher oder dem Ent-
leiher, dass er an dem Arbeitsvertrag mit 
dem Verleiher festhält.“ In § 10 Absatz 1 
Satz 1 AÜG wiederum ist Folgendes gere-
gelt: „Ist der Vertrag zwischen einem Ver-
leiher und einem Leiharbeitnehmer nach  
§ 9 unwirksam, so gilt ein Arbeitsverhält-
nis zwischen Entleiher und Leiharbeitneh-
mer zu dem zwischen dem Entleiher und 
dem Verleiher für den Beginn der Tätig-
keit vorgesehenen Zeitpunkt als zustande 
gekommen; tritt die Unwirksamkeit erst 

nach Aufnahme der Tätigkeit beim Entlei-
her ein, so gilt das Arbeitsverhältnis zwi-
schen Entleiher und Leiharbeitnehmer 
mit dem Eintritt der Unwirksamkeit als 
zustande gekommen.“

Die Entscheidung

Der Kläger hatte in den Vorinstanzen mit 
seiner Klage keinen Erfolg. Und auch die 
Revision des Klägers vor dem Bundesar-
beitsgericht (BAG) blieb erfolglos. So ent-
schied das BAG, dass die IG Metall und 
Südwestmetall die Überlassungshöchst-
dauer für den Einsatz von Leiharbeitneh-
menden bei der Beklagten mittels Tarif-
vertrag mit Wirkung auch für den Kläger 
und dessen Arbeitgeberin (Verleiherin) 
verlängern konnten. Denn bei § 1 Absatz 1b  
Satz 3 AÜG handele es sich um eine vom 
Gesetzgeber vorgesehene Regelungser-
mächtigung. Diese erlaube den Tarifver-
tragsparteien der Einsatzbranche nicht 
nur, die Überlassungshöchstdauer abwei-
chend von § 1 Absatz 1b Satz 1 AÜG ver-
bindlich mittels Tarifvertrag für tarifge-
bundene Entleihunternehmen zu regeln, 
sondern auch für Verleihende und Leih-
arbeitnehmende, ohne dass es auf deren 
Tarifgebundenheit ankomme. Zudem sei 
die gesetzliche Regelung mit Unionsrecht 
und der Verfassung konform. Die verein-
barte Höchstüberlassungsdauer von 48 
Monaten halte sich im Rahmen der gesetz-
lichen Regelungsbefugnis, so das BAG.

Das Fazit

Der Gesetzgeber hat den Tarifvertrags-
parteien einer Einsatzbranche gemäß 
§ 1 Absatz 1b Satz 3 AÜG die Möglich-
keit eingeräumt, eine von Satz 1 abwei-
chende Höchstüberlassungsdauer mittels 
Tarifvertrag festzulegen. Durch das Urteil 
des BAG wird nun klargestellt, dass die 
Tarifvertragsparteien der Einsatzbranche, 
abweichend von der gesetzlich zulässigen 
Dauer von 18 Monaten, eine andere Über-
lassungshöchstdauer mittels Tarifvertrag 
nicht nur für tarifgebundene Entleihun-
ternehmen regeln können, sondern auch 
mit Wirkung für Verleiher und Leiharbeit-
nehmende, ohne dass es auf deren Tarifge-
bundenheit ankommt. Dies erscheint auch 
folgerichtig. Denn würde man die Rege-
lungsbefugnis der Tarifvertragsparteien 
nach § 1 Absatz 1b Satz 3 AÜG von dem 
Erfordernis der übereinstimmenden Tarif-
gebundenheit abhängig machen, dann 
würde die Regelungsermächtigung des § 1 
Absatz 1b Satz 3 AÜG in einer Vielzahl von 
Fällen de facto keine Wirkung entfalten. 



Ich finde es vollkommen legitim, dass Gewerkschaften 
Lohnforderungen haben und jetzt mit Arbeitgebern  
verhandeln. Dazu muss man sich eins bewusstmachen: 
Die hohe Inflation ist das Ergebnis hoher Energiekos-
ten. Und nicht die Folge von hohen Lohnforderungen.
Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Soziales, in einem Interview mit dem Tagesspiegel am 16. Oktober 2022
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Zitat des Monats:

Kaum waren die in den letzten Monaten 
beschlossenen Gewerkschaftsforderun-
gen für die anstehenden Entgelttarifver-
handlungen – sei es für die Einkommens-
runde 2023 mit Bund und Kommunen oder 
auch für den Bereich Metall – veröffent-
licht, meldeten sich zahlreiche Stimmen zu 
Wort, um die vermeintlich zu hohen Ent-
geltforderungen zu kritisieren. Neben dem 
Argument der leeren Kassen wird dabei 
auch gern die Gefahr einer „Lohn-Preis-
Spirale“ angeführt. Die Beschäftigten sol-
len sich also zurückhalten, um die Inflation 
nicht noch weiter anzuheizen. 

Arbeitsminister Heil hat nun zu recht klar-
gestellt, dass nicht die Entgeltforderun-
gen die Treiber bei der Preisentwicklung 
sind. Und auch die tatsächliche Entgelt-
entwicklung, die aktuell deutlich hinter 
der Preisentwicklung zurückbleibt, kann 
dafür nicht verantwortlich gemacht wer-
den. Die Beschäftigten sind vielmehr Leid-
tragende dieser Entwicklung und stehen 
tagtäglich vor der Herausforderung, die 
immer stärker ansteigenden Kosten noch 
tragen zu können. Hohe Entgeltforderun-
gen und deutliche Entgeltsteigerungen 
sind aktuell also notwendiger denn je. 


